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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 

Im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll der Gesellschaft 

zusätzlich zu den in Tagesordnungspunkt 8 vorgesehenen Möglichkeiten zum Erwerb eigener 

Aktien auch der Einsatz bestimmter Derivate ermöglicht werden. Diese Ermächtigung eröffnet 

der Gesellschaft mehr Flexibilität bei der Gestaltung von Rückkaufstrategien und -programmen. 

Der Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen und Terminkäufen oder einer Kombination aus 

diesen Instrumenten (alle vorgenannten Gestaltungen nachfolgend „Derivate“) kann – auch im 

Zusammenspiel mit nicht unter diese Ermächtigung fallenden, anderweitig zulässigen 

Transaktionen – im Vergleich zum direkten Erwerb vorteilhaft sein oder beispielsweise zur 

finanzwirtschaftlichen Optimierung einer Erwerbsstrategie Vorteile bieten und einen Rückkauf 

eigener Aktien verbessern. Die Ermächtigung soll von der Gesellschaft, Unternehmen, an denen 

die Gesellschaft eine Mehrheitsbeteiligung hält, und über Dritte genutzt werden können, die für 

Rechnung der Gesellschaft oder eines Unternehmens handeln, an dem die Gesellschaft eine 

Mehrheitsbeteiligung hält. 

Die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung führt nicht zu einer Ausweitung 

der in Tagesordnungspunkt 8 vorgesehenen Höchstgrenze für den Erwerb eigener Aktien (bis zu 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals, wobei auf 

die aufgrund der Ermächtigung nach Tagesordnungspunkt 8 erworbenen Aktien zusammen mit 

anderen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt 

oder die ihr gemäß § 71d und § 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % 

des Grundkapitals entfallen dürfen), sondern eröffnet lediglich weitere Erwerbsmodalitäten 

innerhalb der vorgesehenen Höchstgrenze von maximal 5 % des im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft oder – falls dieser Betrag geringer 

ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals. 

Die Laufzeit der Derivate muss so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien gemäß den 

Derivatbedingungen nicht nach dem 16. Mai 2022 erfolgt. Dadurch wird sichergestellt, dass die 

Gesellschaft nach Auslaufen der bis zum 16. Mai 2022 gültigen Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien keine eigenen Aktien mehr aufgrund dieser Ermächtigung erwirbt. Damit soll die 

Ermächtigung zwar grundsätzlich den gesetzlich möglichen Rahmen von 5 Jahren nutzen. 

Zusätzlich wird die Laufzeit der einzelnen Derivate aber auf maximal 18 Monate beschränkt. Das 

stellt sicher, dass Verpflichtungen aus den einzelnen Derivaten zeitlich angemessen begrenzt 

werden. 

Bei der Veräußerung von Put-Optionen wird dem Erwerber der Put-Option das Recht gewährt, 

Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis, dem Ausübungspreis, an 

die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, die 

unter Berücksichtigung unter anderem des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der 

Volatilität der LEG-Aktie dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die Put-Option 

ausgeübt, vermindert die Optionsprämie, die der Erwerber der Put-Option gezahlt hat, den von 

der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der 

Put-Option ist für den Optionsinhaber in der Regel dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs 

der LEG-Aktie zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die 

Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der 

Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen etwa den Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis 

bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität erst am 
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Ausübungstag abfließt. Darüber hinaus liegt der Anschaffungspreis der Aktien für die 

Gesellschaft insgesamt aufgrund der vereinnahmten Optionsprämie unter dem Aktienkurs bei 

Abschluss des Optionsgeschäfts. Übt der Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der 

Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese 

Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie.  

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das 

Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an LEG-Aktien zu einem vorher festgelegten Preis, dem 

Ausübungspreis, vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Mit der Ermächtigung 

wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, solche Optionen abzuschließen und auszuüben. Die 

Ausübung der Call-Option ist für die Gesellschaft dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs 

der LEG-Aktie über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren 

Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft erst 

dann mit dem vereinbarten Ausübungspreis belastet, wenn bei Ausübung der Call-Option der 

festgelegte Preis für die Aktien gezahlt werden muss.  

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem 

Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei Abschluss 

des Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. Wird der Termin erreicht, zahlt die Gesellschaft dem 

Terminverkäufer den Terminkurs, der Terminverkäufer liefert im Gegenzug die Aktien. Der 

Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an 

eigenen Aktien zum Termin zu einem bestimmten Preisniveau sichern will. Anders als ein 

Optionsgeschäft begründet der Terminkauf bereits beim Abschluss Verpflichtungen für beide 

Seiten, deren Erfüllung lediglich zeitlich hinausgeschoben ist. 

Die in der Ermächtigung enthaltenen Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate sollen 

sicherstellen, dass auch beim Einsatz solcher Derivatgeschäfte der Gleichbehandlungsgrundsatz 

der Aktionäre gewahrt werden kann und Aktionäre nicht wirtschaftlich benachteiligt werden. Der 

von der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf nicht wesentlich über und der von 

der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Derivate darf nicht wesentlich unter dem 

nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 

jeweiligen Derivate liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis 

zu berücksichtigen ist. Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungs- 

bzw. Erwerbspreis sowie durch die in die Derivatbedingungen aufzunehmende Verpflichtung, 

Optionen und Terminkäufe nur mit Aktien zu bedienen, die unter Wahrung des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes der Aktionäre über die Börse erworben wurden, wird 

ausgeschlossen, dass Aktionäre durch einen solchen Erwerb eigener Aktien wirtschaftlich 

benachteiligt werden. Da die Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt, 

erleiden die an den Derivatgeschäften nicht beteiligten Aktionäre keinen wesentlichen 

wertmäßigen Nachteil. Das entspricht insoweit der Stellung der Aktionäre beim Aktienrückkauf 

über die Börse, bei dem ebenfalls nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft 

verkaufen können.  

Die Derivategeschäfte müssen mit einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder einem oder 

mehreren anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen 

abgeschlossen werden. In den Derivatbedingungen muss vertraglich vereinbart sein, dass die 

Derivate nur mit Aktien beliefert werden, die zuvor unter Wahrung des 
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Gleichbehandlungsgrundsatzes der Aktionäre (§ 53a AktG) erworben wurden; dem genügt der 

Erwerb der Aktien über die Börse. 

Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate als auch die Vorgaben für die zur 

Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, dass auch beim Erwerb eigener Aktien über 

Derivate dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre umfassend Rechnung getragen 

wird. Insofern ist es in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gerechtfertigt, 

dass das Recht der Aktionäre ausgeschlossen ist, mit der Gesellschaft Geschäfte über Derivate 

abzuschließen.  

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll Aktionären ein Recht auf 

Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Derivaten ihnen gegenüber 

zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Anderenfalls wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen 

des Rückerwerbs eigener Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbundenen 

Vorteile wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des 

Andienungsrechts nach sorgfältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses 

der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem Einsatz von Derivaten für die 

Gesellschaft ergeben können, für gerechtfertigt.  

Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben werden, gelten 

die unter Buchstaben d) bis i) und k) des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 8 

genannten Regelungen entsprechend. Soweit dabei das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene 

Aktien ausgeschlossen ist, wie die eigenen Aktien gemäß den Ermächtigungen unter Buchstabe 

e), g), h) und i) des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 8 verwendet werden, wird zur 

Begründung hierfür auf den Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 verwiesen. 

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 

Ermächtigung berichten. 

 


